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Bonn, den 4. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Handelspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkon- 
tingents für gesalzenen Seelachs der Tarifnummer ex 03.02 
Alf des Gemeinsamen Zolltarifs. 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben vom 21. April 1970 des Herrn 
Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
entwurf ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsentwurfs 
durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Entwurf übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Entwurf einer 

Verordnung (EWG) des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung 
des Gemeinschaftszollkontingents für gesalzenen Seelachs der 
Tarifnummer ex 03.02 Alf des Gemeinsamen Zolltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des Verordnungsentwurfs 
der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der von der Konservenindustrie verwendete ge- 
salzene Seelachs kann nur aus einer bestimmten 
Größenklasse frischen Seelachses hergestellt wer- 
den. Die Anlandungen der Hochseefischerei dieser 
Größenklasse von Seelachs sind unzureichend, um 
den Bedarf der Konservenindustrie der Mitglied- 
Staaten im Jahre 1970 zu decken. Dies gilt insbeson- 
dere für die deutsche Industrie, dem bei weitem 
größten Hersteller dieser Konservenspezialität in 
der Gemeinschaft. Demzufolge hängt die Versorgung 
der Gemeinschaft im Jahre 1970 mit den betreffen- 
den Waren für einen nicht geringen Teil von Ein- 
fuhren aus Drittländern ab. Es erscheint somit ange- 
zeigt, die Anwendung des Zollsatzes des Gemein- 
samen Zolltarifs für diese Ware teilweise auszu- 
setzen, und zwar für die Zeit bis zum 31. Dezember 
1970 für eine angemessene Menge. Die Einführung 
einer solchen Gemeinschaftsmaßregel scheint nicht 
geeignet, zu Nachteilen für die Gemeinschaftspro- 
duktion zu führen. Aus diesen Gründen ist es gera- 
ten, ein Gemeinschaftszollkontingent für eine Menge 
von 2.400 Tonnen zum Zollsatz 7^/o zu eröffnen. 

Es ist vor allem zu gewährleisten, daß alle Im- 
porteure der Gemeinschaft den gleichen und konti- 
nuierlichen Zugang zu dem Kontingent haben und 
daß der vorgesehene Kontingentzollsatz auf sämt- 
liche Einfuhren der genannten Ware in alle Mitglied- 
staaten bis zur Ausschöpfung dieses Kontingents 
fortlaufend angewendet wird. Dem Gemeinschafts- 
charakter dieses Kontingents kann unter Berücksich- 
tigung vorgenannter Grundsätze dadurch entspro- 
chen werden, daß der Ausnutzung des Gemein- 
schaftszollkontingents eine Aufteilung des Volumens 
auf die Mitgliedstaaten zu Grunde gelegt wird. Um 
die tatsächliche Marktentwicklung bei dieser Ware 
bestmöglich zu berücksichtigen, ist diese Aufteilung 
entsprechend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vor- 
zunehmen, der sowohl nach dem statistischen An- 
gaben über die während eines repräsentativen Be- 


zugszeitraums getätigten Einfuhren aus nicht assozi- 
ierten dritten Ländern als auch nach den Wirtschafts- 
aussichten für 1970 zu berechnen ist. 

Gesalzener Seelachs ist in den Statistiken der Mit- 
gliedstaaten nicht gesondert aufgeführt. Nach den 
Erklärungen der Regierungen der Mitgliedstaaten 
hat Deutschland, das früher durch nationale Zoll- 
kontingente gemäß Artikel 25 Absatz 3 des Ver- 
trages für diese Ware begünstigt war, den größten 
Bedarf an dieser Ware. Dagegen ist der Bedarf in 
Frankreich, den Niederlanden und in der Belgisch- 
Luxemburgischen Wirtschaftsunion gering und in Ita- 
lien gleich Null. Es ist jedoch nicht auszuschließen, 
daß in dem in Betracht gezogenen Zeitraum in Ita- 
lien ein Bedarf entstehen könnte. 

Aufgrund vorstehender Elemente und nach den 
insbesondere von Deutschland vorgenommenen Vor- 
! anschlägen könnten die Hundertsätze der ersten 
I Beteiligung annähernd wie folgt veranschlagt wer- 
i den: 


Deutschland 

93,5»/o 

Frankreich 

2 "/o 

Italien 

G.S^/o 

Niederlande 

2 »/ü 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirts ebaftsunion 

2 »/o 


i Um der tatsächlichen Entwicklung der Einfuhren 
; dieser Ware in die Mitgliedstaaten Rechnung zu tra- 
j gen, ist die Kontingentsmenge von 2.400 Tonnen in 
zwei Raten zu teilen; die erste Rate wird auf die ein- 
zelnen Mitgliedstaafen aufgoteilt, während die 
zweite Rate als Reserve zur späteren Deckung des 
Bedarfs derjenigen Mitgliedstaaten bestimmt ist, 
die ihre ursprüngliche Quote ausgenutzt haben. Um 
den Importeuren jedes Mitgliedstaates eine gewisse 
Sicherheit zu geben, ist es angezeigt, die erste Rate 
des Gemeinschaftszollkontingents auf eine Höhe 
festzusetzen, die in diesem Fall ßO^t'o der Kontin- 
gentsmenge beträgt. Somit beträgt die erste Rate 
2.000 Tonnen; die zweite Rate von 400 Tonnen bildet 
die Reserve. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgenutzt werden; 
um dieser Tatsaclie Rechnung zu tragen und Unter- 
brechungen auszuschalten, sollte jeder Mitgliedstaat, 
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der seine ursprüngliche Quote fast ausgeschöpft hat, | 
die Ziehung einer zusätzlichen Quote auf die Re- 
serve vornehmen. Diese Ziehung muß jeder Mit- 
gliedstaat vornehmen, wenn seine zusätzliche Quote 
fast ausgenutzt ist und soweit noch eine Reserve- 
menge vorhanden ist. Die ursprünglichen und die 
zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende des Kon- 
tingentszeitraumes gelten. Diese Art der Verwaltung 
erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission, die vor allem 
den Stand der Ausschöpfung der Kontingentsmenge 
verfolgen und die Mitgliedstaaten davon unterrich- 
ten können muß. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraumes in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Mit- 
gliedstaat einen erheblichen Prozentsatz davon auf 
die Reserve übertragen, damit nicht ein Teil des 
Gemeinschaftszollkontingents in einem Mitgliedstaat 
ungenutzt bleibt, während er in anderen Mitglied- 
staaten verwendet werden könnte - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1970 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für gesalzenen Seelachs der 
Tarifnummer ex 03.02 A I f im Rahmen eines Ge- 
meinschaftszollkontingents von 2.400 Tonnen auf 
7®/o ausgesetzt. 


unverzüglich durch Mitteilung an die Kommis- 
sion, soweit die Reservemenge ausreicht, die Zie- 
hung einer zweiten Quote in Flöhe von 15 v.H. 
seiner ursprünglichen Quote vor. 

2. Ist nach Ausnutzung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v.H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch Mittei- 
lung an die Kommission, soweit die Reserve- 
menge ausreicht, die Ziehung einer dritten Quote 
in Höhe von 7,5 v.H. seiner ursprünglichen Quote 
vor. 

3. Ist nach Ausnutzung der zvv^eiten Quote die dritte 
von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 v.H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung einer 
vierten Quote in Flöhe der dritten Quote vor. 
Dieses Verfahren findet sinngemäß bis zur Aus- 
nutzung der Reserve Anwendung. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 kann jeder 
Mitgliedstaat niedrigere Quoten ziehen als in 
diesen Absätzen vorgesehen, wenn Grund zur 
Annahme besteht, daß diese nicht ausgenutzt 
werden könnten. Er teilt der Kommission mit, 
weshalb er sich zur Anwendung der Bestimmun- 
gen dieses Absatzes veranlaßt gesehen hat. 

Artikel 4 

Die gemäß Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quo- 
ten gelten bis zum 31. Dezember 1970. 


Artikel 2 


Artikel 5 


1. Eine erste Rate dieses Gemeinschaftszollkontin- 
gents in Höhe von 2.000 Tonnen wird auf die 
Mitgliedstaaten aufgeteilt; als Quoten, die vor- 
behaltlich von Artikel 5 bis zum 31. Dezember 
1970 gelten, werden für die einzelnen Mitglied- 
staaten festgesetzt: 

Deutschland 1.870 Tonnen 

Frankreich 40 Tonnen 


Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. September 1970 nicht völlig ausgenutzt, so 
überträgt er spätestens am 10. Oktober 1970 von der 
nicht genutzten Menge den Teil, der 20 v.H. seiner 
ursprünglichen Quote übersteigt, auf die Reserve. Er 
kann eine größere Menge übertragen, wenn Grund 
zur Annahme besteht, daß die betreffende Menge 
nicht ausgenutzt werden könnte. 


Italien 10 Tonnen 

Niederlande 40 Tonnen 

Belgisch-Luxemburgische 
Wirtschaftsunion 40 Tonnen 

2. Die zweite Rate in Höhe von 400 Tonnen bildet 
die Reserve. 


Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission späte- 
stens am 10. Oktober 1970 mit, welche Menge der be- 
treffenden Ware er bis zum 15. September 1970 ein- 
schließlich tatsächlich eingeführt und auf das Ge- 
meinschaftszollkontingent angerechnet hat, sowie 
gegebenenfalls den Teil seiner ursprünglichen 
Quote, den er auf die Reserve überträgt. 


Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 1 festgesetzte ursprüngliche Quote - oder bei 
Anwendung von Artikel 5 die gleiche Quote ab- 
züglich der auf die Reserve übertragenen Menge 
- zu 90 v.H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt er 


Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von 
den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffne- 
ten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
staaten vom Stand der Ausnutzung der Reserve, so- 
bald ihr die Mitteilungen darüber eingehen. 
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Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens 
zum 15. Oktober 1970 über die Reservemenge, die 
nach den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten 
Übertragungen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß sie die Ziehung, mit der die 
Reserve vollständig ausgeschöpft wird, auf die ver- 
fügbare Restmenge beschränkt, und gibt zu diesem 
Zweck dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung 
vornimmt, den Restbetrag an. 


Artikel 7 

1. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maß- 
nahmen, damit die gemäß Artikel 3 gezogenen 
zusätzlichen Quoten fortlaufend auf seinen kumu- 
lierten Anteil am Gemeinschaftszollkontingent 
angerechnet werden können, 

2. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 
der betreffenden Ware bei der Zollstelle mit 
einer Anmeldung zwecks Abfertigung zum freien 
Verkehr auf ihre Quoten an. 


3. Jeder Mitgliedstaat garantiert den in seinem Ge- 
biet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Ware freien Zugang zu den ihm zugeteilten Quo- 
ten. 

4. Der Stand der Ausnutzung der Quoten der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten wird an Hand der ge- 
mäß Absatz 2 angerechneten Einfuhren festge- 
stellt. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden Ar- 
tikel eng zusammen. 


Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach dem 
Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Bundesrepublik Deutschland hat beim Rat 

die Eröffnung eines Gemeinschaftszollkontingents 
zum Zollsatz von 4^/o für gesalzenen Seelachs der 
Tarifnummer ex 03.02 Alf beantragt. Dieses 
Kontingent soll für den Zeitraum bis zum 31. De- 
zember 1970 gelten, und die deutsche Quote soll : 
2.300 Tonnen betragen. Der Antrag gründet sich 
auf Artikel 28 des EWG-Vertrages. Er zielt in 
gewisser Hinsicht auf eine Umstellung der natio- 
nalen Zollkontingente, die Deutschland für die ^ 
gleiche Ware in der Zeit von 1962 bis 31, März 
1969 gemäß Artikel 25 Absatz 3 des Vertrages 
erteilt worden sind, in Gemeinschaftszollkontin- I 
gente ab, ; 

ln ihrer Sitzung vom 16. März 1970 hat die ' 
„Gruppe Wirtschaftsfragen" dos Rates den Ver- j 
treter der Kommission gebeten, die Kommission 
möge die sich aus diesem Antrag ergebenden 
Fragen prüfen und dem Rat das Ergebnis der 
Prüfung mitteiien, gegebenenfalls in Form eines 1 
entsprechenden Verordnungsentwurfes. 

2. Der Antrag ist von den Dienststellen der Kom- | 
mission geprüft worden; die Regierungen der : 
Mitgliedstaaten wurden ebenfalls zu den ver- 
schiedenen Aspekten der Probleme konsultiert. : 
Zuvorderst ergab sich, daß die Versorgung der i 
Gemeinschaft mit dem zur Herstellung von ge- | 
salzenem Seelachs dienenden frischen Seelachs | 
vollständig von den die Hochseefischerei be- | 
herrschenden Zufällen abhängt, und diese Zu- 
fälle die Ursache einer gewissen Verminderung 
des Anfalls von frischem Seelachs mit einem Ge- 
wicht von etwa 4 kg sind. Da aber allein Fische 
dieser Größenklasse zur Herstellung der in Rede 


stehenden Ware gebraucht werden können, er- 
gibt sich bei gesalzenem Seelachs eine Mangel- 
lage für diesen Industriezweig. Diese Mangel- 
lage macht sich besonders in Deutschland be- 
merkbar, dessen Konservenindustrie der größte 
Verwender dieser Ware in der Gemeinschaft 
ist. In der gegenwärtigen Situation kann ver- 
mutet werden, daß die Mangellage noch bis zum 
Ende des Jahres 1970 bestehen wird. Der Ge- 
meinschaftsbedarf an Einfuhren aus Drittlän- 
dern, der durch den Mangel verursacht wird, 
kann schließlich für den in Betracht kommenden 
Zeitraum auf 2.400 Tonnen geschätzt werden. Es 
ist demnach zweckdienlich, ein Gemeinschafts- 
zollkontingent für diese Ware mit einer Begren- 
zung auf 2.400 Tonnen für den Zeitraum bis 
zum 31. Dezember 1970 zu eröffnen. 

Hinsichtlich des Kontingentszollsatzes scheint es 
geraten, ihn auf 7^/o festzusetzen. Dieser Satz 
wird umsomehr dadurch gerechtfertigt, daß der 
von Deutschland am 1. Januar 1957 angewendete 
Ausgangszollsatz die gleiche Höhe hatte. 

3. Da für diese Ware in der Statistik der Mitglied- 
staaten keine Einzelposition besteht, war es 
nicht möglich, sich für die Berechnung des Ver- 
teilungsschlüssels der Quoten der Mitgliedstaa- 
ten auf die Einfuhrzahlen der Vorjahre zu stüt- 
zen. So kann die Festsetzung dieser Quoten nur 
aufgrund der Schätzung der Verwendung von ge- 
salzenem Seelachs seitens der Konservenindu- 
strien der Mitgliedstaaten vorgonommen wer- 
den. Die anderen Bestimmungen des anliegen- 
den Verordnungsentwurfs sind mit den bisher 
allgemein angewandten Regeln für Gemein- 
schaf tszohkontingente identisch. 
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